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GKV unter Druck: Wie Klingbeils Sparkurs

das System auf Budgetlogik zwingt
Ute Pappelbaum

Die Linien sind gezogen, doch sie verlaufen nicht zwischen Regierung und Opposition, sondern quer durch

das System selbst. Während die Politik von „Strukturreformen“ spricht und die Stabilität der Beiträge

beschwört, formulieren die Kassen längst eine andere, präzisere Diagnose: Das Ausgabenwachstum hat die

Systemgrenzen überschritten. Und diese Grenzen werden nun – maßgeblich durch die Finanzpolitik – neu

definiert. Im Zentrum steht die Entscheidung von Finanzminister Lars Klingbeil, zusätzliche Steuerzuschüsse

zur gesetzlichen Krankenversicherung nicht auszuweiten. Diese Position ist mehr als eine haushaltspolitische

Vorsicht. Sie ist die implizite Festlegung einer Systemlogik: Die GKV soll sich im Wesentlichen aus sich

selbst heraus stabilisieren. Damit wird die Ausgabenseite zur einzigen verbliebenen Stellgröße.

Quelle: Von Sandro Halank, Wikimedia Commons, CC BY-SA 4.0

Politische Semantik: Strukturreform

statt Kürzung

Diese Logik trifft auf eine bemerkenswerte Übereinstimmung

der Akteure – allerdings mit unterschiedlichen Begründungen.

Die SPD-Bundestagsfraktion spricht von einer „klugen

Strukturreform“. Effizienz, der Abbau von Fehlanreizen und

die stärkere Orientierung an medizinischer Notwendigkeit

sollen die Lücke schließen, ohne dass es zu „einseitigen

Kürzungen“ kommt. Das ist politisch sorgfältig formuliert, lässt

aber offen, wie diese Ziele konkret erreicht werden sollen.  Die

Begriffe sind funktional: Sie ersetzen die Verteilungsdebatte

durch eine Steuerungsdebatte.

Kassenperspektive:

Ausgabendynamik als Kernproblem

Die Kassen sind weniger zurückhaltend. Oliver

Blatt, Vorstandsvorsitzender des GKV-Spitzenverbandes,

formuliert die Lage ungewöhnlich deutlich. Die

Ausgabensteigerungen der vergangenen Jahre seien

„schlicht zu viel“ gewesen, „uferlose Ausgabensteigerungen

müssen ein Ende haben“.  Blatt verweist dabei auf konkrete

Dynamiken – zweistellige Zuwächse im Krankenhausbereich,

deutliche Steigerungen bei Ärzten und Medikamenten – und

zieht daraus eine klare Konsequenz: „Das viele Geld muss

reichen.“  Diese Formulierung ist mehr als eine zugespitzte

Diagnose. Sie beschreibt den Übergang zu einer Budgetlogik,

in der Ausgaben systematisch an die Einnahmen gekoppelt

werden.

Finanzierungsfrage: Der Einwand der

AOK

Auch die AOK unterstützt diese Linie grundsätzlich, verbindet

sie jedoch mit einer entscheidenden Einschränkung.

Eine einnahmenorientierte Ausgabenpolitik könne nur

funktionieren, wenn die Einnahmebasis systemgerecht

definiert sei.  Genau daran fehlt es aus Sicht der

Kasse. Die Finanzierung der Gesundheitsversorgung

von Bürgergeldempfängern über Beiträge sei eine

strukturelle Schieflage. Wenn der Finanzminister dies

als „Milchmädchenrechnung“ abtue, verkenne er die
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eigentliche Verteilungsfrage: welche Ausgaben dem

Sozialversicherungssystem und welche dem Steuerstaat

zuzuordnen sind.

Fiskalische Asymmetrie: Spielräume

hier, Grenzen dort

Hier liegt der eigentliche Konflikt. Die Finanzpolitik behandelt

die GKV wie ein geschlossenes System mit begrenzten

Ressourcen. Die Kassen hingegen verweisen darauf, dass

dieses System seit Jahren Aufgaben trägt, die über seine

originäre Logik hinausgehen.  Gleichzeitig zeigt sich eine

fiskalische Asymmetrie. In anderen Bereichen – etwa

bei steuerlichen Entlastungen oder wirtschaftspolitischen

Programmen – erweist sich der Bundeshaushalt als

beweglicher. Im Gesundheitswesen hingegen wird eine

harte Grenze gezogen.  Der Unterschied liegt in der

Struktur der Ausgaben: Dauerhafte Zuschüsse zur GKV

erzeugen langfristige Verpflichtungen. Genau diese will das

Finanzministerium vermeiden.

Steuerungsrealität: Implizite

Priorisierung statt offener Einschnitte

Diese Logik zwingt die Reformarchitektur in eine klare

Richtung: weg von der Einnahmendebatte, hin zur

Ausgabensteuerung.  Was politisch als „Strukturreform“

erscheint, materialisiert sich operativ in:  – strengeren

Indikationsstellungen  – Verschiebungen von stationär zu

ambulant  – Mengen- und Preissteuerung  – wachsender

Bedeutung von Zuzahlungen  Die Versorgung wird nicht offen

gekürzt, aber funktional neu gewichtet. Priorisierung ersetzt

Gleichverteilung.

Systemwandel: Von Bedarf zu

Budget

Damit vollzieht sich eine stille, aber grundlegende

Verschiebung. Die gesetzliche Krankenversicherung entfernt

sich von einem bedarfsorientierten Leistungsversprechen und

nähert sich einem budgetgesteuerten Modell.  Die von Oliver

Blatt formulierte Erwartung stabiler oder sogar sinkender

Beiträge unterstreicht dabei den Anspruch dieser Logik:

Stabilität soll nicht mehr durch zusätzliche Mittel, sondern

durch Begrenzung erreicht werden.

Die Reform liegt in der Grenze, nicht

im Gesetz

Die Rolle Klingbeils ist dabei ambivalent. Er blockiert nicht

Reformen, sondern kanalisiert sie. Indem er zusätzliche Mittel

verweigert, zwingt er das System zur Selbstbegrenzung.  Die

eigentliche Reform liegt daher nicht in einzelnen Maßnahmen,

sondern in der Setzung einer Grenze:  Die GKV wird künftig

nicht mehr durch Leistungsversprechen stabilisiert, sondern

durch finanzielle Restriktionen gesteuert.  Ob diese Strategie

trägt, hängt davon ab, ob Ausgabendisziplin strukturelle

Fehlfinanzierungen kompensieren kann. Gelingt das nicht,

wird die verdrängte Frage zurückkehren – dann jedoch unter

verschärften Bedingungen.
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